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Douglass C. North, Professor an der 
Washington University in St. Louis, 
erhielt am 1 0 . Dezember 1993 gemein­
sam mit Robert W. Fogel den Nobel­
preis für Wirtschaftswissenschaften. 
In der Begründung der Königlich­
Schwedischen Akademie der Wissen­
schaften heißt es, N orth und Fogel 
hätten vor allem durch die Anwen­
dung theoretischer und quantitativer 
Methoden zur Erklärung wirtschaftli­
cher und institutioneller Veränderun­
gen die Erneuerung ihres Forschungs­
zweiges vorangebracht. 

North machte sich durch seine For­
schungsarbeiten über die langfristige 
Wirtschaftsgeschichte der USA und 
Europas einen Namen, wobei er in er­
ster Linie die Funktion von Institutio­
nen für wirtschaftliches Wachsturn 
untersuchte. (1) Relative Preisände­
rungen seien die Ursache institutio­
nellen Wandels, und die konkrete Aus­
gestaltung der Institutionen determi­
niere die Wirtschaftsleistung. In dem 
1981  erschienenen Band "Structure 
and Change in Economic History" 
(deutsch 1 988: Theorie des institutio­
nellen Wandels) ging North von der 
bislang verwendeten effizienten Er­
klärung von Institutionen (d. h. Verän­
derungen der relativen Preise schaffen 
Anreize zur Einrichtung effizienterer 
Institutionen) ab . Herrscher schufen 
Eigentumsrechte in ihrem eigenen In­
teresse, und hohe Transaktionskosten 
sorgten dafür, daß in der Regel ineffi-

Wirtschaft und Gesellschaft 

ziente Eigentumsrechte überwogen. 
Auf diese Weise wird das im gesamten 
Verlauf der Geschichte und auch in 
der Gegenwart weit verbreitete Vor­
handensein von Eigentumsrechten, 
welche kein Wirtschaftswachstum er­
zeugen, erklärt. 

Warum sorgte aber nicht der Wett­
bewerbsdruck für die Beseitigung in­
effizienter Institutionen? Wie können 
die höchst unterschiedlichen Leistun­
gen verschiedener Wirtschaften über 
lange Zeitspannen hinweg erklärt 
werden? Im vorliegenden Band, dessen 
englisches Original (Institutions, Insti­
tutional Change and Economic Perfor­
mance) 1990 veröffentlicht wurde, 
versucht North die Beantwortung die­
ser Fragen. Er entwirft eine allgemei­
ne Theorie des Zusammenhangs zwi­
schen den politischen und wirtschaft­
lichen Institutionen einer Gesellschaft 
einerseits und ihrer wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit andererseits. Da­
bei werden die Einsichten aus North's 
früheren wirtschaftsgeschichtlichen 
Untersuchungen zur Entwicklung der 
westlichen Gesellschaften mit den Er­
kenntnissen der modernen Institutio­
nen-Ökonomie verbunden. 

Unter dem Begriff Institution ist 
jegliche Art von Beschränkung, die 
Menschen zur Gestaltung menschli­
eher Interaktion ersinnen, zu verste­
hen. Diese Beschränkungen können 
formlos oder formgebunden sein. 
Formlose Beschränkungen wie Sitten 
und Gebräuche, Überlieferungen und 
Gepflogenheiten sind durch vorsätzli­
che Politik nur schwer zu beeinflus­
sen. Formgebundene Regeln umfassen 
politische und judizielle Regeln, wirt­
schaftliche Regeln (Eigentumsrechte) 
und Verträge. 

Ein System von Eigentumsrechten 
definiert die Entscheidungsgewalt 
über wirtschaftliche Ressourcen, legt 
die Zeithorizonte für Investition und 
Produktion fest, umreißt die erlaubten 
Arten der Verwendung von Ressour­
cen, regelt die Bedingungen des Tau­
sches (getauscht werden nicht bloß 
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Güter, sondern auch Bündel von Rech­
ten, die sich auf diese Güter beziehen), 
teilt Nutzen und Kosten wirtschaftli­
cher Aktivitäten zu (2). Daher bestim­
men die Eigentumsrechte jene positi­
ven und negativen Anreize, welche die 
wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Individuen und Kollektiven leiten. Be­
standteile dieser Rechtsordnung sind 
ausschlaggebend u. a. für die Realisie­
rung von Skalenerträgen (Kapitalge­
sellschaften), die Bemühungen um 
technisch-organisatorischen Fort­
schritt (Patentrecht), die Effizienz von 
Faktormärkten (Regeln des Arbeits­
marktes: Sklaverei, Leibeigenschaft, 
freie Lohnarbeit, Kollektivverträge), 
die Verringerung von Marktunvoll­
kommenheiten (Versicherung) . 

Im Verein mit der eingesetzten 
Technik bestimmen die Institutionen 
nicht nur die Transaktions- und Pro­
duktionskosten, sondern, ganz allge­
mein ausgedrückt, die Chancen, die ei­
ne Gesellschaft bietet. Jedem spezifi­
schen Institutionsrahmen entspricht 
eine bestimme Menge von Entschei­
dungsmöglichkeiten. Organisationen 
(öffentliche Körperschaften, Verbän­
de, politische Parteien, Unternehmun­
gen etc.) werden geschaffen, um solche 
Chancen nützen zu können. Diesen 
Organisationen stehen prinzipiell zwei 
Wege offen, um ihre (wirtschaftlichen, 
politischen) Gewinne zu maximieren: 
Sie können dies entweder innerhalb 
der gegebenen Menge von Beschrän­
kungen (durch "Learning by doing" 
und Investitionen in gewinnträchtige 
Arten von Fertigkeiten und Wissen) 
oder durch Aufwendung von Ressour­
cen auf die Veränderung der institu­
tionellen Beschränkungen tun. Zwi­
schen Institutionen und Organisatio­
nen bestehen also fortdauernde Wech­
selwirkungen. 

Technischer und organisatorischer 
Fortschritt, insbesondere auch Inno­
vationen in der Militärtechnik, Wand­
lungen in der Ressourcenausstattung 
(z. B. Entdeckung von Rohstoffvor­
kommen, Bevölkerungswachstum), in 
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der Produktnachfrage und Erweite­
rungen der Märkte führen zu Verände­
rungen relativer Preise. Diese eröffnen 
Organisationen neue Möglichkeiten, 
ändern die Kosten-Nutzen-Relationen 
verschiedener Aktivitäten. Nachfrage 
nach Umgestaltung der Eigentums­
rechtsstruktur im Gefolge derartiger 
Entwicklungen entsteht dann, wenn 
Akteure potentielle Gewinne aus Akti­
vitäten unter den bestehenden Eigen­
tumsrechten nicht realisieren können. 

Inwieweit es zu Änderungen der in­
stitutionellen Gegebenheiten kommt 
und welche Regeln modifiziert wer­
den, hängt vom Informationsstand der 
Handelnden, von den subjektiven Mo­
dellen, welche diese von der Wirklich­
keit haben, von der Höhe der anfallen­
den Transaktionskosten und von der 
Verhandlungsmacht der Akteure ab. 

Kriege, Revolutionen, Eroberungen 
und Naturkatastrophen sind Ursachen 
diskontinuierlichen institutionellen 
Wandels. Aber überwiegend geht insti­
tutioneller Wandel in kleinen Schritten 
vor sich. Eine Vielzahl geringer Ände­
rungen der formlosen und formgebun­
denen Beschränkungen bewirkt eine 
allmähliche Umgestaltung des institu­
tionellen Rahmens. Langfristiger wirt­
schaftlicher Wandel ist somit eine ku­
mulative Folge unzähliger kurzfristi­
ger Entscheidungen politischer und 
wirtschaftlicher Unternehmer. 

Erklärungsbedürftig ist das Überle­
ben ineffizienter Institutionen, wel­
ches historisch den Regelfall darstellt. 
Effizient aus der Sicht der Gesamt­
wohlfahrt sind Eigentumsrechte dann, 
wenn sie so vollständig spezifiziert 
sind und durchgesetzt werden, daß 
private und soziale Erträge überein­
stimmen, also keine Externalitäten be­
stehen (3). In der Realität müssen Ei­
gentumsrechte immer in gewissem 
Grade unvollständig sein infolge der 
Kosten, die mit der Festlegung und 
Durchsetzung derselben verbunden 
sind. 

Der Verlauf des institutionellen 
Wandels wird bestimmt durch zuneh-
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mende Erträge und unvollkommene 
Märkte, welche an hohen Transakti­
onskosten kenntlich sind. Vielfältige 
Mechanismen der Selbstverstärkung 
werden wirksam: Hohe Gründungsko­
sten der Institutionen, signifikante 
Lerneffekte für Organisationen, die 
Entwicklung neuer, die institutionell 
vorgegebenen Möglichkeiten zu ihrem 
Vorteil nutzenden Organisationen, die 
Koordinationseffekte und die Entste­
hung zahlreicher formloser Beschrän­
kungen aus dem bestehenden System 
der formgebundenen Regeln erzeugen 
massive zunehmende Erträge des ge­
gebenen institutionellen Rahmens. 
Wenn zudem die Transaktionskosten 
erheblich sind und die Informations­
rückkopplung bruchstückhaft ist, so 
determinieren der Informationsstand 
und die subjektiven Modelle (Ideolo­
gien) der verhandlungsstärksten Ak­
teure den Entwicklungsverlauf einer 
Gesellschaft. 

Daraus ergibt sich die Verbindung 
des verlaufsabhängigen Charakters 
der schrittweisen Veränderung von In­
stitutionen mit der Dauerhaftigkeit 
von Mustern langfristigen Wachstums 
oder Niedergangs: Sobald ein Ent­
wicklungspfad eine bestimmte Rich­
tung einschlägt, bestätigen ihn darin 
die Externalitäten des bestehenden In­
stitutionensystems, die Lernprozesse 
von Organisationen und die subjekti­
ven, historisch gewonnener Wahrneh­
mungen der Akteure. Einzelne institu­
tionelle Veränderungen können zwar 
einen historischen Verlauf beeinflus­
sen, aber zu allermeist nicht umkeh­
ren. Geschichte ist verlaufsabhängig. 
Dies bedeutet, daß Entscheidungen 
von heute nicht verstanden werden 
können, ohne die schrittweise Ent­
wicklung von Institutionen erkundet 
zu haben. 

Im Laufe der Geschichte wurden 
vorwiegend unproduktive Pfade wei­
ter verfolgt. North illustriert dies an­
hand einiger historischer Beispiele: an 
der Gegenüberstellung der Entwick­
lungen während der frühen Neuzeit in 
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Spanien und Portugal einerseits, in 
den Niederlanden und in England an­
dererseits, am Vergleich der Entwick­
lungspfade Lateinamerikas und der 
britischen Kolonien bzw. der Verei­
nigten Staaten im 18 .  und 19 .  Jahr­
hundert. 

An dieser Stelle soll ein anderes 
Beispiel, nämlich jenes der jüngeren 
Geschichte der schwarzafrikanischen 
Staaten, die Bedeutung der Institutio­
nen für die wirtschaftliche Entwick­
lung vor Augen führen (4) . Die politi­
schen Eliten der jungen afrikanischen 
Nationalstaaten sahen sich mit hohen 
Erwartungen der Bevölkerung, insbe­
sondere der städtischen, in bezug auf 
die Anhebung des Lebensstandards 
konfrontiert. Entsprechend den domi­
nanten entwicklungspolitischen Dok­
trinen identifizierten sie die Industrie 
als Wachstumsmotor, entzogen der 
Landwirtschaft Ressourcen und kana­
lisierten sie in die Industrie. 

Adaptionen der Eigentumsrechte 
und vielfältige wirtschaftspolitische 
Eingriffe des Staates dienten diesen 
Zwecken: 1.) Erzeuger landwirtschaft­
licher Exportprodukte hatten ihre Ern­
ten an monopsonistische staatliche 
Vermarktungsgesellschaften zu ver­
kaufen, wobei letztere die Produzen­
tenpreise unter dem Weltmarktniveau 
festsetzten. Damit kontrollierte die po­
litische Elite die wichtigste Devisen­
quelle und sicherte sich eine zusätzli­
che Rente. Dieser Ressourcentransfer 
aus der Landwirtschaft wurde nicht 
durch Staatsausgaben in gleichem Aus­
maß kompensiert. 2.) Mehrere Maß­
nahmen zielten darauf ab, das inländi­
sche Nahrungsmittelpreisniveau zu 
drücken: Überbewertung der Währung, 
zollfreie Importe, Festsetzung von An­
kaufspreisen monopsonistischer staat­
licher Vermarktungsgesellschaften un­
ter Marktniveau etc. 3.) Selektive Steu­
ernachlässe, subventionierte Kredite, 
begünstigte Importe von Kapitalgü­
tern, Zölle usw. schützten die Indu­
strieunternehmungen vor "ruinösem" 
Wettbewerb im Inland, d. h. förderten 
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die Unternehmenskonzentration, und 
vor ausländischer Konkurrenz. Das Re­
sultat dieser Eingriffe war eine Ver­
schiebung der Terms of Trade zwischen 
Industrie und Landwirtschaft. Nutz­
nießer waren die Industrieunterneh­
mer, die städtische Arbeiterschaft, die 
politische Elite und die Bürokratie auf 
Kosten der großen Mehrheit der Klein­
bauern. 

Die politische Elite bezweckte mit 
den geschilderten Maßnahmen nicht 
nur die Bereitstellung des öffentlichen 
Gutes "Wirtschaftswachstum" .  Die 
staatlichen Interventionen (fixe An­
kaufspreise, Importkontingente, Zölle, 
Devisenkontrollen usw.) schufen die 
Möglichkeit der Rationierung. Diese 
versetzte die Elite in die Lage, selekti­
ve Anreize in der Gestalt der durch po­
litische Eingriffe in den Markt entstan­
denen Renten an die Mitglieder der ei­
genen Gruppe, an die Bürokratie sowie 
an Interessengruppen mit niedrigen 
Opportunitätskosten zu verteilen. Die 
Abläufe unzähliger Staatsstreiche in 
afrikanischen Ländern zeigen, daß es 
sich bei letztgenannten in erster Linie 
um die in der Hauptstadt lokalisierten 
organisierten Gruppen handelte. 

Eine andere Möglichkeit der staatli­
chen Beeinflussung des inländischen 
Nahrungsmittelpreisniveaus besteht 
in der Förderung der Inlandsprodukti­
on, etwa mittels Infrastrukturinvesti­
tionen (Bewässerungskanäle, Dämme, 
Eisenbahnen, Agrarschulen usw.),  
subventionierten Krediten oder Inputs 
wie Düngemittel, landwirtschaftliche 
Maschinen etc. Diese Instrumente ge­
langten in jenen Produktionszweigen 
bzw. Regionen zur Anwendung, wo 
Großbauern (die relativ leicht kollek­
tive Aktionen organisieren können), 
Staatsfarmen oder Mitglieder der Elite 
dominierten. Gegenüber diesen Pro­
duktionszweigen bzw. Regionen wur­
de die oben diskutierte Preispolitik 
nicht angewandt. Jene Produzenten 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse also, 
von denen eine politische Bedrohung 
der Machthaber ausgehen konnte, ko-
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optierte die Elite in die Koalition der 
städtischen Interessen. Die betreffen­
den Regionen profitierten von dieser 
Strategie der Regierenden. 

Die langfristigen Resultate der Ei­
gentumsrechtsstrukturen und wirt­
schaftspolitischen Interventionen zu­
gunsten der machtvollen Interessen­
gruppen in den Städten und wenigen 
ländlichen Regionen auf Kosten der 
Masse der Kleinbauern zeigten sich 
während der siebziger Jahre. Infolge 
der verringerten Anreize stagnierte 
oder sank die Produktion von Nah­
rungsmitteln und einigen landwirt­
schaftlichen Exportprodukten. Die 
Konsequenzen waren sinkende Staats­
einnahmen und Devisenerträge, Kür­
zungen staatlicher Ausgaben in allen 
Bereichen von Infrastrukturprogram­
men bis zu Lebensmittelsubventionen, 
steigende Nahrungsmittelpreise, Un­
ruhen in den städtischen Zentren und 
politische Umstürze. 

In diesem Beispiel erwiesen sich Ei­
gentumsrechte, die aus einem Kom­
promiß zwischen der herrschenden po­
litischen Elite und mächtigen Interes­
sengruppen hervorgingen, welcher der 
kurzfristigen Machtsicherung der Eli­
te dient, d. h. Eigentumsrechte, die po­
litisch zumindest auf kurze Sicht "ef­
fizient" waren, als langfristig kontra­
produktiv, sowohl in ökonomischer als 
auch politischer Hinsicht. 

Michael Mesch 
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